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Ubertragung von Haushaltsausgaberesten aus dem Haushaltsjahr 2015 nach 2016

Dem Oberbiirgermeister und dem Stadtvorstand vorzulegen
Mainz, 02. Mdrz 2016
gez.

Giinter Beck
Biirgermeister

Mainz, Mdrz 2016

Michael Ebling
Oberbiirgermeister

Beschlussvorschlag:

Der Ausschuss fiir Finanzen und Beteiligungen empfiehlt, der Stadtrat beschlieft, die in der Anla-
ge 1 aufgefiihrten Ansdtze aus dem Haushaltsjahr 2015 fiir {ibertragbar zu erkldren.

Der Ausschuss fiir Finanzen und Beteiligungen sowie der Stadtrat nehmen von den kraft Gesetz
ibertragbaren Ansdtzen aus dem Haushaltsjahr 2015 (Anlage 2) Kenntnis.




Sachverhalt

Nach § 17 Absatz 1 GemHVO kdnnen bei einem unausgeglichenen Haushalt der Haushalts-
situation angemessene Teilbetrdge der Ansatze fiir ordentliche Aufwendungen und
ordentliche Auszahlungen fiir iibertragbar erkldrt werden. Dazu ist dem Stadtrat eine Uber-
sicht der Ubertragungen mit Angabe der Auswirkungen auf den jeweiligen Teilergebnis-
haushalt und Teilfinanzhaushalt zur Beschlussfassung vorzulegen.

Die beigefiigte Anlage 1 enthilt die von den Amtern beantragten Ubertragungen von Haus-
haltsausgaberesten aus dem Haushaltsjahr 2015 in das Haushaltsjahr 2016. Die Gesamt-
summe der Ubertragungen bel&uft sich auf 10.580.212,59 Euro, das entspricht

1,73 % der ordentlichen Aufwendungen.

Ermdchtigungen fiir Auszahlungen aus Investitionstdtigkeit bleiben gemaf} § 17 Absatz 2
GemHVO bis zur Falligkeit der letzten Zahlung fiir ihren Zweck bestehen, bei Baumafinah-
men und Beschaffungen ldangstens jedoch zwei Jahre nach Schluss des Haushaltsjahres, in
dem der Bau oder der Gegenstand in seinen wesentlichen Teilen genutzt werden kann.

Bei Ertragen oder Einzahlungen, die aufgrund rechtlicher Verpflichtungen zweckgebunden
sind, bleiben die entsprechenden Ermadchtigungen zur Leistung von Aufwendungen bis zur
Erfiillung des Zwecks und solche zur Leistung von Auszahlungen bis zur Falligkeit der letz-
ten Zahlung fiir ihren Zweck verfiigbar (§ 17 Absatz 3 GemHVO).

Anlage 2 enthilt eine Ubersicht der kraft Gesetz iibertragbaren Haushaltsausgabereste,
deren Ubertragung von den Amtern beantragt wurde.
Die Summe betragt 122.542.508,08 Euro.

Lésung

Die in der Anlage 1 aufgefiihrten Haushaltsausgabereste werden fiir iibertragbar erklart.
Von den kraft Gesetz libertragbaren Ermadchtigungen (Anlage 2) wird Kenntnis genommen.

Seite 2 von 2



	OStatus
	Beratungsfolge
	Beschlußvorschlag
	Sachverhalt
	FAuswirkung

